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Bad Salzuflen

Bad Salzuflen bekommt die 
Gesamtschule – also: was 
soll das ganze Gerede noch? 

Ja, die Gesamtschule kommt. 
Aber warum? Weil die schwarz-
gelbe Landesregierung endlich 
ein Einsehen hatte? Weil fair-Play 
am Ende siegt? Von wegen! Weil 
die Eltern es so wollten und weil 
die Bad Salzufler per Bürgerent-
scheid gezeigt haben, was sie von 
der Politik wirklich erwarten. 

Die Geschichte der Bad Salzufler 
Gesamtschule ist die Geschich-

te einer verfehlten Schulpoli-
tik in NRW. Ihr durchgängiges 
Markenzeichen: die dreiste Miss-
achtung des Elternwillens.

Trotz des eindeutigen Eltern-
willens (180 Anmeldungen), 
trotz eindeutiger Ratsbeschlüs-
se samt Schulentwicklungsplan, 
trotz aller erfüllten Bedingungen 
(Heterogenität der Anmeldun-
gen=Schüler aus allen bisherigen 
Schulformen) legt die Landes-
regierung bis heute Steine in 
den Weg, wo sie nur kann. Bis 
heute wird der Ganztagsunter-

richt, der an 
Gesamtschu-

len üblich und 
notwendig ist, 
verweigert. 

Und weil 
kein ande-
res Argument 
mehr blieb, 
eilte Staats-
sekretär Wien-
and seinerzeit 
höchstpersön-

lich nach Bad  

Salzuflen, um die Eltern von ih-
rem Vorhaben abzubringen. Ab-
surd: Er empfahl ihnen, ihre 
Kinder in Bad Oeynhausen an-
zumelden – an der Gesamtschu-
le dort sei noch Platz. Soviel zum 
Thema Kompetenz und Orts-
kenntnis!

Die fällige Unterschrift unter 
die Genehmigung wurde 2008 
so lange hinausgezögert, bis sich 
eine Bürgerinitiative zur Rettung 
des dreigliedrigen Schulsystems 
gebildet hatte. Die erzwang einen 
Bürgerentscheid und verhinder-
te damit, dass die Gesamtschule 
2009/10 gegründet werden konn-
te – 180 Kinder mussten sich da-
mals einen anderen Schulplatz 
suchen.

Soviel zum Thema Kinder-
freundlichkeit.

Und selbst nach dem grandios 
gescheiterten Bürgerentscheid 
ging die Trickserei weiter: die 
FDP-Landtagsabgeordnete und 
schulpolitische Sprecherin Pie-
per zur Heiden versuchte noch in 
letzter Minute, den vorgezogenen 

Anmeldetermin zu kippen, der 
dringend notwendig ist, damit 
die nicht aufgenommenen Schü-
ler sich noch an anderen Schulen 
diskriminierungsfrei anmelden 
können.

Am Ende hat alles nichts 
geholfen: Nachdem nun auch 
noch die notwendige Begabungs-
bandbreite bei den angemelde-
ten Schülern durch die Bezirks-
regierung anerkannt worden war, 
musste die Schule eingerichtet 
werden.

■■ Insgesamt ein Lehrbeispiel für
■■ Missachtung des Elternwillens
■■ politische Trickserei
■■ sachliche Inkompetenz.

Fair sieht anders aus.

Schulpolitik der schwarz-gelben Landesregierung
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Etwa 80 Prozent aller Städ-
te und Gemeinden in NRW 
können ihren Haushalt nicht 
mehr ausgleichen. Auch in 
Bad Salzuflen fehlen 25 Mllio-
nen Euro im Haushalt 2010.

Gründe dafür liegen einmal in 
der Finanzkrise, die die Gewerbe-
steuereinnahmen wegbrechen 
lässt. 

Schuld ist aber vor allem die Po-
litik des Bundes und des Landes 
NRW, die den Städten und Ge-
meinden ständig neue Aufgaben 
aufbrummen, ohne dafür zu be-
zahlen!

Es hat einen Raubzug des 
Landes in den kommunalen 
Kassen gegeben: Beispiel ist 
die Einschränkung der Kostenbei-
träge für die Kindertagesstätten 
(Kita), die viele Gemeinden dazu 
gebracht hat, auf eigene Rech-

nung die Eltern – zumindest die 
einkommenschwachen – zu ent-
lasten, damit sie ihre Kinder auch 
weiterhin in die Kitas schicken 
können. Gerade Kinder aus sozial 
schwachen Familien haben einen 
Kitaplatz dringend nötig.

Das kostet allein in Bad Salz-
uflen über eine Million Euro. Das 
lässt sich nun nicht mehr be-
zahlen.

Die schwarz-gelbe Politik hat 
es geschafft, dass die Kommunen 
ihre Aufgaben nicht mehr wahr-
nehmen können. Sie können zum 
Teil nicht mal mehr ihre Pflicht-
aufgaben erledigen, von frei-
willigen Aufgaben wie sozialer 
Betreuung, Zuschüssen an Ver-
eine, Musikschulen etc. ganz zu 
schweigen.

Mit dem Rücken zur Wand 
schränken Städte und Gemein-
den landesweit ihre Leistungen 

ein, erhöhen die Abgaben und 
Steuern, erhöhen die Gebühren 
und entlassen Personal.

Dies ist für die gerade sich 
erholende Konjunktur Gift, 
weil natürlich dadurch die Aufträ-
ge an die Wirtschaft ausbleiben.
Was tut die 
Landesregierung?

Zunächst mal beschimpft der 
FDP-Innenminister Ingo Wolf 
die Gemeinden, sie hätten zu 
üppig gelebt und müssten 
eben den Gürtel enger schnallen. 

Von der Landesregierung unter 
Rüttgers kommt nur heiße Luft, 
und so legen die Gemeinden zu 
Lasten ihrer Bürger Sparprogram-
me auf, die alle Menschen hart 
treffen werden und die Struktu-
ren zerstören, die nie wieder er-
richtet werden können.

Kommunen sind in unserem 
Staat derzeit eben nicht „syste-

misch“ bedeutend wie die Ban-
ken.

Das muss sich ändern! Die 
SPD in NRW hat das Problem seit 
langem erkannt und angekün-
digt, dass sie nach der Wahl die 
Kommunen durch maßgeschnei-
derte Sofortmaßnahmen da-
bei unterstützen wird, ihren Auf-
gaben nachzukommen.

Politik gegen die Gemeinden

Schluss mit dem Raubzug durch 
die kommunalen Kassen!

Salzuflen muss lebens- und liebenswert bleiben
Trotz der unvermeidlichen 
Sparzwänge muss Bad Salz-
uflen lebens- und liebens-
wert bleiben. Darin sind sich 
die Koalitionspartner SPD 
und CDU einig. 

Ein Gestaltungsrahmen bleibt 
aber nur, wenn die Haushalts-

sicherung abgewendet werden 
kann. Um den „Nothaushalt“ zu 
vermeiden, werden sich die Bür-
gerinnen und Bürger auf Spar-
maßnahmen in allen Bereichen 
einstellen müssen. Der SPD ist 
wichtig, dass dies dann auch 
wirklich alle Bereiche betrifft – 

und nicht nur die sozial Schwa-
chen oder die, die keine Lobby 
haben. Deshalb sollen beispiels-
weise die Zuschüsse für die Kita-
Gebühren erhalten bleiben. 

„Die Lasten müssen ge-
recht auf alle Bürger ver-
teilt werden“, sagt  Fraktions-

vorsitzender Eduard Böger. Die 
Anhebung der Grund- und Ge-
werbesteuern auf den NRW-Lan-
desdurchschnitt erscheint unver-
meidbar. Die Bürde ist riesig: 2010 
müssen 3,5 Millionen Euro ge-
spart werden, 2011 sind es 7,6 Mil-
lionen, 2012 10,9 Millionen Euro. 

Die Gesamtschule im Zentrum Aspe kommt. 
Nicht, weil die Landesregierung es wollte, son-
dern weil die Bad Salzufler Bürger sie sich trotz 
aller Widerstände erkämpft haben.

Sigrid John, stv. SPD-Frak
tionsvorsitzende und Fachfrau 
für Schulfragen

NRW braucht wieder SPD



Kopf-an-Kopf-Rennen: Ihre Stimme zählt!
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Wir machen das!

NRW braucht wieder SPDGehen 
Sie 
wählen!

Wahlexperten 
sagen ein Kopf- 
an-Kopf-Rennen 
voraus. Deshalb 
ist Ihre Stimme 
so wichtig: 
Der Wechsel 
ist möglich – 
nutzen wir die 
Chance!

Unsere Städte und Gemein-
den sind das Fundament un-
seres Landes und die un-
mittelbaren heimatlichen 
Bezugspunkte von rund 18 
Millionen Menschen in NRW. 

Zu sozialdemokratischen Re-
gierungszeiten galt daher immer 
die Formel „Stadt und Land – 
Hand in Hand“. Seit 2005 gilt 
dieses kooperative Verständnis 
nicht mehr. 

Die schwarz-gelbe Landesregie-
rung betreibt ihre Politik haupt-
sächlich auf Kosten unserer Städ-
te und Gemeinden. In einem 
früher undenkbaren Ausmaß 
werden die Kommunen belastet. 

Dieser Raubzug durch die 
Kommunalen Kassen hat die 
Gemeinden und damit die Men-
schen die dort leben mehr als drei 
Milliarden Euro gekostet. 

Mit weitreichenden Folgen: 
Die Verschuldung der 396 Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen 
hat dramatische Züge angenom-
men. Dies lässt sich allein an der 
Tatsache festmachen, dass mehr 
als die Hälfte der bundesweiten 
Kassenkredite durch NRW-Kom-
munen aufgenommen wurden. 

90 Prozent der Städte wird 
in den nächsten fünf Jahren 
keinen ausgeglichenen Haus-
halt mehr aufstellen kön-
nen. Die Großstädte in NRW sind 

überproportional von der un-
zureichenden Ertragslage, man-
gelnder Finanzausstattung und 
Substanzverlust betroffen.

Durch das neue kommunale Fi-
nanzmanagement (NKF) ist sicht-
bar geworden, dass eine Über-
schuldung eingetreten ist, die 
von den betroffenen Kommunen 
alleine nicht mehr zu bewältigen 
ist. Ursache: Der Bund über-
lässt den Ländern mehr Auf-
gaben, gibt ihnen aber weni-
ger Geld.

Schön für die Bundesregierung, 
untragbar für NRW. Und außer-
dem ein Verstoß gegen die kom-
munale Selbstverwaltungsgaran-
tie. Diese verpflichtet Bund und 
Land zu einer aufgabengerech-
ten Finanzausstattung der Kom-
munen. 

Als bundesweit einziges Flä-
chenland beschränkt sich Nord-
rhein-Westfalen im Steu-
erverbund inzwischen auf 
das verfassungsrechtlich 
vorgeschriebene Minimum, 
indem es die Kommunen ledig-
lich an den Gemeinschaftssteu-
ern, nicht aber an den Landes-
steuern beteiligt.

Vielen Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen droht deshalb 
die Insolvenz. Die Landesregie-
rung muss der verfassungsrecht-
lichen Verpflichtung gegenüber 
den Kommunen endlich nach-

kommen und Wege aus dieser 
Schuldenkrise eröffnen!

Die SPD hat dazu einen Stär-
kungspakt Stadtfinanzen für 
mehr Investitionen und Beschäf-
tigung vor Ort entwickelt. Ziel ist 
die Entlastung hoch verschulde-
ter Gemeinden um die Zinslas-
ten und die Tilgung für ihre Alt-
schulden: Kommunen, die ihren 
Haushalt dauerhaft konsolidie-
ren, können mit dem Erlass ih-
rer Altschulden bis zur Hälfte 
der ursprünglichen Summe rech-
nen. Sozialdemokraten werden 
die Sicherung der kommuna-
len Selbstverwaltung zum Mit-
telpunkt des Regierungshandelns 
nach dem 9. Mai machen.

Nochmal Schwarz-Gelb – das haben die Menschen in 
NRW einfach nicht verdient!

Starkes Land, starke Städte

Starke Frau für ein starkes und ge-
rechtes NRW: Ute Schäfer

Kasper-Skandal: Unwürdiges Schauspiel kostet 400.000 Euro

Völlig planlos haben CDU und 
FDP ihr Abitur nach zwölf 
Jahren in NRW umgesetzt.

Die Entscheidung, die Sekun-
darstufe I nach Klasse neun en-
den zu lassen und die Oberstu-
fe dreijährig zu belassen, wurde 
gleich nach Regierungsübernah-
me Hals über Kopf in die Tat 
umgesetzt. Es gab keine ange-
passten Lehrpläne, keine entspre-
chenden Schulbücher. 

Lehrer und Lehrerinnen wurden 
mit der Umsetzung allein gelas-
sen. Schüler und Schülerinnen 
fühlten sich wie „Versuchs-
kaninchen“. Gerade in den un-
teren Jahrgangsstufen hat es eine 
große zeitliche Belastung für die 
Kleinsten gegeben.

Und der Murks geht immer 
weiter: Im nächsten Schuljahr 
kommt ein doppelter Jahrgang in 
die Oberstufe. Das Schulministe-
rium hat niemals darüber nach-

gedacht, dass dafür auch die dop-
pelte Anzahl an Schulbüchern 
notwendig ist. Wer bleibt auf 
dem Problem hängen? Die Schu-
len und die Kommunen.

Das Jahr 2013, in dem der dop-
pelte Jahrgang das Abitur macht, 
wirft auch bereits seine Schatten 
voraus. Bis zum heutigen Zeit-
punkt gibt es keinen ordentli-
chen Maßnahmenkatalog der 
Landesregierung. 

Der SPD Vorschlag, zwei unter-
schiedliche Abitermine vorzube-
reiten und einen Jahrgang bereits 
im Sommersemester an die Unis 
zu schicken, wurde mit einem Fe-
derstrich weggewischt. 

Es fehlt aber jetzt schon nach-
weislich an dem Ausbau von neu-
en Plätzen für die Studierenden. 
Hinzu kommt ein dramatischer 
Lehrermangel an den Berufs-
kollegs, die im Jahr 2013 eben-
falls deutliche Zuwächse bekom-
men werden. 

Offensichtlich ist Andre-
as Kasper (CDU), Vorsteher 
des Landesverbandes Lip-
pe, nicht bereit, die persönli-
chen Konsequenzen daraus zu 
ziehen, dass ihm der Doktortitel 
aberkannt wurde und seine Ver-

öffentlichungen eingestampft 
wurden. 

Die eigenen Parteifreunde ha-
ben ihm den Rücktritt nahe 
gelegt, um weiteren finanziel-
len Schaden vom Landesverband 
fern zu halten. 

Bei einer Abwahl von Andreas 
Kasper entstehen Kosten von ca. 
400.000 Euro  für den Verband. 

Ute Schäfer hat deshalb den 
Innenminister schriftlich gebe-
ten zu prüfen, ob Andreas Kas-
per mit seinem Verhalten nicht 

gegen Paragraf 12 des Beamten-
statusgesetzes verstößt: „Dies 
sieht vor, dass ein Beamter un-
ter bestimmten Voraussetzun-
gen wegen Unwürdigkeit aus 
dem Beamtenverhältnis ent-
lassen werden kann.“

Schüler als Versuchskaninchen

Mächtiger Murks 
beim „Turbo-Abi“

Das sogenannte Kinderbil-
dungsgesetz (KiBiz) der schwarz-
gelben Landesregierung ist seit 
gut eineinhalb Jahren in Kraft. 
Seitdem reißen die Klagen 
nicht mehr ab. Besonders un-
gerecht sind die Unterschiede bei 
den Gebühren. Unter der Verant-
wortung von CDU und FDP hat 
sich das Land nämlich aus der 
Unterstützung der Kommunen 

für Kindergartenplätze einkom-
mensschwacher Eltern zurück-
gezogen und lässt Städte und 
Gemeinden mit dem Problem al-
lein. Im Gegenzug „dürfen“ Städ-
te und Gemeinden die Gebühren 
erhöhen. „Ungerecht und unso-
zial“, sagt Landtagsabgeordnete 
Ute Schäfer. Die SPD fordert Ge-
bührenfreiheit in allen Kin-
dertageseinrichtungen.

KiBiz ist Mumpitz

Gut, dass es Euch gibt: Landtagsabgeordnete Ute Schäfer zeig-
te sich im Haus der Familie begeistert über die vielfältigen Hilfs- und 
Unterstützungsangebote der Einrichtung in der Neuen Straße in Schöt-
mar. Getragen vom Kinderschutzbund gibt es Spiel- und Lerngrup-
pen, ein Elterncafé, Säuglingspflegekurse und vieles mehr.

Sozial und gerecht.


